
LEUTE in der Politik

Anne Spiegel, 41, Grüne, Ex-Bundesfa-
milienministerin, hat noch als Main-
zer Umweltministerin rund 700 Euro
Steuergeld für ihre Reise ins flutgeschä-
digte Ahrtal während ihres Urlaubs
abgerechnet. Das geht aus einer Ant-
wort der heutigen rheinland-pfälzi-
schen Umweltministerin Katrin Eder
(Grüne) auf eine Anfrage der CDU im
Mainzer Landtag hervor. Spiegel hat-
te ihren vierwöchigen Familienurlaub
nach Südfrankreich kurz nach der
Ahr-Flut mit 134 Toten unterbrochen,
um am 10. August vergangenen Jah-
res das Ahrtal zu besuchen. Sie habe
sich im Katastrophengebiet über die
Lage informiert. Für Spiegels Zug- und
Taxifahrten von Südfrankreich nach
Deutschland und zurück wurden nach
Angaben von Eder insgesamt 701,30
Euro Steuergeld abgerechnet. (dpa)

Alexander Müller, 52, ist
neuer verteidigungs-
politischer Sprecher
der liberalen Bundes-
tagsfraktion. Er folgt
damit auf Marcus Fa-
ber, der sein Amt nach

umstrittenen Äußerungen über einen
Auftritt von Kanzler Olaf Scholz (SPD)
im Verteidigungsausschuss niederge-
legt hatte. Müller, der auch FDP-Ob-
mann im Ausschuss ist, übernahm das
Amt auf einen einstimmigen Vorschlag
des Fraktionsvorstands hin. Faber hat-
te eine Sitzung des Verteidigungsaus-
schusses am Freitag vor dem offiziellen
Ende verlassen und kritisiert, Scholz
habe eine Chance gehabt, sich zur Uk-
raine zu erklären. Damit fing er sich
selbst scharfe Kritik aus den eigenen
Reihen ein. (dpa)

Heinz-Christian Strache,
52, österreichischer Po-
litiker, bereut drei Jahre
nach dem Ibiza-Skan-
dal seinen damaligen
Rücktritt als Chef der
rechten FPÖ. In dem

Treffen mit einer vermeintlichen Nich-
te eines russischen Oligarchen auf der
spanischen Insel, von dem versteckte
Aufnahmen 2019 zum Sturz der Regie-
rung in Wien führten, habe er „nichts
Unredliches“ gesagt, betonte der Ex-Vi-
zekanzler in einem Interview. Der ös-
terreichische Sender Puls 24 sprach mit
Strache in der Villa auf Ibiza, wo er in
die Video-Falle getappt war. „Der Rück-
tritt war wahrscheinlich mein größter
Fehler“, sagte Strache. Er habe damals
mehrfach auf einzuhaltende Gesetze
aufmerksam gemacht. (dpa)

Karl Lauterbach, 59,
Bundesgesundheitsmi-
nister, hält das Münch-
ner Oktoberfest ange-
sichts möglicher neuer
Varianten des Coro-
navirus zum jetzigen

Zeitpunkt für noch nicht planbar. „Ich
glaube, es wird sehr stark davon ab-
hängen, wie die pandemische Situation
sich weiterentwickelt“, sagte der SPD-
Politiker. „Es spricht viel dafür, dass wir
mit Omikron-Varianten B.A4, B.A5 zu
tun haben werden.“ Er wolle ausdrück-
lich darauf hinweisen, dass dies noch
nicht sicher sei. Es gebe aber eine ge-
wisse Wahrscheinlichkeit – somit halte
er es für gut möglich, dass es dann
wieder Ausbrüche gebe. Dann wäre ein
„vollkommen ungeschütztes Oktober-
fest“ problematisch. (dpa)

Steuergeld für Ahrtal-Fahrt Neuer Ausschuss-Sprecher Er sieht Rücktritt als Fehler Wiesn noch nicht planbar

NACHRICHTEN
SCHWERIN

Ausschuss untersucht
die Klimastiftung
Nach einer scharf geführ-
ten Debatte hat der Landtag
von Mecklenburg-Vorpom-
mern einen parlamentarischen
Untersuchungsausschuss zur
umstrittenen Klimastiftung des
Landes eingesetzt. Alle Versu-
che, hinreichende Antworten
zu der Stiftung zu bekommen,
seien von der SPD und ihrer
Ministerpräsidentin Manuela
Schwesig abgeblockt worden,
erklärten die Grünen. Die Frak-
tionen von Grünen, CDU, FDP
und AfD stimmten für einen
Ausschuss, SPD und Linke ent-
hielten sich. (dpa)

NORDRHEIN-WESTFALEN

CDU und Grüne starten
erste Gespräche
Drei Tage nach der Landtags-
wahl in Nordrhein-Westfalen
haben CDU und Grüne in Düs-
seldorf mit ersten gemeinsa-
men Gesprächen begonnen.
Seite an Seite betraten Minis-
terpräsident Hendrik Wüst
(CDU) und Grünen-Spitzen-
kandidatin Mona Neubaur das
Gebäude der Westdeutschen
Handwerkskammer in Düssel-
dorf, wie auf Videos zu sehen
war. Die Grünen folgten damit
der Einladung des Wahlsiegers
CDU. Geplant war eine Bewer-
tung der aktuellen politischen
Lage. (AFP)

KÖLN

Kardinal Woelki erzielt
Teilerfolg gegen „Bild“
Der Kölner Kardinal Rainer
Maria Woelki ist mit einer Kla-
ge gegen den Medienkonzern
Axel Springer vor Gericht er-
folgreich gewesen – mit einer
zweiten scheiterte er, so das
Landgericht Köln. Woelki war
juristisch gegen bestimmte Be-
richte der „Bild“-Zeitung zum
Umgang mit Missbrauchsfäl-
len im Kölner Erzbistum vorge-
gangen, weil er darin seine Per-
sönlichkeitsrechte verletzt sah.
Darin geht es um zwei Online-
Berichte über einen Pfarrer,
den Woelki zum stellvertreten-
den Düsseldorfer Stadtdechan-
ten befördert hatte. (dpa)

ONLINE HEUTE
IHRE MEINUNG

Abstimmung vom 17.05.2022
Soll ehemaligen Bundeskanzlern ge-
nerell die Büroausstattung gestrichen
werden?

81,74% – Ja, bei Schröder sieht man,
dass Handlungsbedarf besteht.

18,26% – Nein, nicht alle früheren
Regierungschefs sind wie Schröder,
sie haben viele Verpflichtungen.

Frage heute: Ist Innenminister Tho-
mas Strobl noch zu halten?

www.suedkurier.de/umfrage
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Berlin – Mit einer Änderung des Wahl-
rechts wollen Abgeordnete der Ampel-
Parteien den Bundestag wieder auf 598
Sitze verkleinern. Derzeit ist er mit 736
Mandaten so groß wie nie zuvor. Bei
dem Vorschlag bleibt die Zahl der 299
Wahlkreise unangetastet. In den ver-
gangenen zwei Legislaturperioden war
eine Wahlrechtsreform vor allem dar-
an gescheitert, dass CSU und CDU eine
Reduzierung der Wahlkreise strikt ab-
lehnten. An der Wahlurne würde sich
nur eines ändern: Die Wähler könnten
drei statt bisher zwei Stimmen abgeben.

Der Vorstoß kommt von den Obleuten
von SPD, Grünen und FDP – Sebastian
Hartmann, Till Steffen und Konstan-
tin Kuhle – in der vom Bundestag ein-
gesetzten Kommission zur Reform des
Wahlrechts und Modernisierung der
Parlamentsarbeit. Sie veröffentlichten
ihn gestern in einem Namensartikel in
der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“.
Es handele sich um einen „persönlichen
Vorschlag“ der drei Abgeordneten, sag-
te Hartmann in Berlin. „Damit sind
übergroße, nicht arbeitsfähige und zu
teure Bundestage ausgeschlossen.“

Nach dem Vorschlag soll künftig auf
Basis der Zweitstimmen – von den Ob-
leuten Listenstimmen genannt – er-
rechnet werden, wie viele Mandate
jeder Partei in einem Bundesland zu-
stehen. Mehr Mandate bekommt sie
nicht, sodass der Bundestag immer 598
Sitze hat. Erzielt eine Partei über die
Erststimme – die Obleute sprechen von
Personenstimme – mehr Direktmanda-
te, dann gehen die Kandidaten mit dem
schlechtesten Personenstimmen-Er-
gebnis im Land leer aus. Bislang dürfen
sie diese als Überhangmandate behal-
ten, die anderen Parteien erhalten dafür
Ausgleichsmandate.

Der jeweilige Wahlkreis wird aber
trotzdem im Bundestag vertreten sein.
Mit einer zweiten Erststimme, der so-
genannten Ersatzstimme, können die
Wähler nämlich eine weitere Präferenz
angeben. Die für den nicht zum Zuge
kommenden Direktkandidaten abge-
gebene Ersatzstimme wird dann dem
angekreuzten Bewerber zugeschlagen.
Das Wahlkreismandat erhält der- oder
diejenige, auf den oder die insgesamt
die meisten Stimmen im Wahlkreis
entfallen. Bekommt eine Partei we-
niger Wahlkreismandate als ihr nach
dem Listenstimmenergebnis zustehen,
werden die weiteren Mandate wie bis-
her über die Liste zugeteilt.

Nach diesem Modell werden Über-
hang- und Ausgleichsmandate verhin-
dert, die bislang das Anwachsen des
Bundestags auf XL-Maße verursacht
haben. Bei der Bundestagswahl im
vergangenen September kam es zu 34
Überhangmandaten, von denen allein
die CSU 11 verursachte, die CDU 12, die
SPD 10 und die AfD 1.

Die Folge waren 104 Ausgleichsman-
date. „Wir muten den Menschen in die-

sem Land Veränderungen zu“, sagte
der Grünen-Abgeordnete Steffen mit
Blick auf die Politik der Ampel. „Des-
halb ist es so wichtig, dass Politik bei
sich selbst ansetzt.“ Bei der Verkleine-
rung des Bundestags gehe es auch um
die „Leistungsfähigkeit des demokra-
tischen Systems“. Der FDP-Politiker
Kuhle betonte: „Mit dem Durchwurs-
teln der vergangenen Jahre und den
gegenseitigen Schuldzuweisungen al-
ler politischen Parteien kommen wir
nicht weiter.“ Kuhle warnte vor einem
„Ansehensverlust“, wenn eine Verklei-
nerung des Parlaments nicht gelinge.

Von CDU und CSU kam jedoch um-
gehend Kritik. Der CSU-Abgeordnete
Michael Frieser sagte, der Vorschlag sei
nach erster Durchsicht „eigentlich ein
doch bekanntes Modell der Nicht-Zu-

teilung von bereits errungenen Wahl-
kreisen“. Der Erste Parlamentarische
Geschäftsführer der Unionsfraktion,
Thorsten Frei, warf der Koalition eine
Entwertung des Wahlkreisgedankens
vor. Der CDU-Politiker kritisierte auch
das Vorgehen der drei Abgeordneten:
„Es ist ganz schlechter Stil der Ampel,
den Beratungen der Wahlrechtskom-
mission vorzugreifen.“ Aus der AfD-
Fraktion hieß es, die Ampel-Koalition
übernehme einen Vorschlag der AfD
aus der vergangenen Wahlperiode.

Wie die Ampel-Koalition den
Bundestag verkleinern will
➤ Neues Modell soll Über-

hangmandate verhindern
➤ Doch es kommt umgehend

Kritik von der Union

Das lesen Sie zusätzlich online

Landesregierung seit einem Jahr
im Amt: Welche Minister schla-
gen sich gut, welche weniger?
www.sk.de/11140323

736 Abgeordnete sitzen im Deutschen Bundestag in Berlin, so viele wie nie zuvor. BILD: DPA
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Berlin – Die Sonderrechte des ehema-
ligen Bundeskanzlers Gerhard Schrö-
der sollen zusammengestrichen wer-
den. Der 77-Jährige wird nach Plänen
der Ampel-Regierung bald sein Büro
und seine Mitarbeiter verlieren. Heu-
te entscheidet der Haushaltsausschuss
des Bundestags darüber. Schröder ist
ein langjähriger Freund des russischen
Präsidenten Wladimir Putin und als
Lobbyist russischer Energiekonzerne
in Deutschland aktiv. Die Kritik daran
hat sich nach dem russischen Angriff
auf die Ukraine noch einmal drastisch
verschärft. Doch Schröder hält an sei-
nen Tätigkeiten fest.

Das ist aber nicht die offizielle Be-
gründung für die Streichung der Pri-
vilegien. Stephan Thomae, Parla-
mentarischer Geschäftsführer der
FDP-Bundestagsfraktion, sagte: „Die
Amtsausstattung für Bundeskanz-
ler nach Ende ihrer Amtszeit erfüllt
grundsätzlich den Zweck, den ehema-
ligen Kanzlern nach ihrer aktiven Zeit
zu ermöglichen, bestimmte Pflichten
zu erfüllen und Aufgaben für unser
Land wahrzunehmen. Anders Gerhard
Schröder, der nicht für, sondern gegen
die Interessen Deutschlands agiert.“
Deshalb hätten die Haushaltspolitiker
beschlossen, Schröders Leistungen für
Büro und Mitarbeiter-Stellen aus dem
Haushaltsplan zu streichen.

Die vom Staat bezahlten Personalaus-
gaben im Büro des Altkanzlers beliefen
sich im vergangenen Jahr auf 407 000
Euro. Mehrere Mitarbeiter hatten be-
reits vor Wochen aus Protest gegen sein
Festhalten an den Engagements bei rus-
sischen Firmen gekündigt, die Stellen
will die Ampelkoalition nun nicht nach-
besetzen. Das verbliebene Personal sol-
le das Büro auflösen und dann andere
Aufgaben übernehmen. Die neuen Re-
geln betreffen offenbar zunächst nur
Schröder. Angela Merkel (CDU), die
dem Vernehmen nach ihre Memoiren
schreibt, kann ihr Altkanzlerinnen-Bü-
ro weiter nutzen, was sie offenbar eher
selten tut.

Zuletzt hatte die Union gefordert,
Schröder wegen seiner intensiven Russ-
land-Beziehungen auch sein Ruhege-
halt zu streichen. Doch so weit wollten
die Koalitionäre nicht gehen. Eine Strei-
chung wäre nach Auffassung von SPD,
Grünen und FDP ein Verstoß gegen das
Grundgesetz. Ebenso wenig wie um sei-
nen Personenschutz muss der SPD-Po-
litiker also auch um sein Ruhegehalt
bangen. Schröder erhielt zuletzt für sei-
ne sieben Amtsjahre als Kanzler monat-
lich 8300 Euro.

Schröder verliert
Büro und Personal

Künftig sollen Gerhard Schröders Privilegien
gestrichen werden. BILD: DPA
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„Damit sind übergroße,
nicht arbeitsfähige und
zu teure Bundestage
ausgeschlossen.“

Sebastian Hartmann, SPD-Politiker

„Es ist ganz schlechter Stil
der Ampel, den Beratun-
gen der Wahlrechtskom-
mission vorzugreifen.“

Thorsten Frei, CDU-Politiker
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